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71. Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die gemeinsame Förderung der 
24-Stunden-Betreuung.

 [XV. GPStLT RV EZ 2581/1 AB EZ 2581/2]

72. Gesetz vom 9. Juni 2009, mit dem das Steiermärkische Pflichtschulorganisations-Ausführungsgesetz 2000 geändert wird.
 [XV. GPStLT RV EZ 2817/1 AB EZ 2817/4]

73. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 13. Juli 2009 über die Festlegung des Ortsbildschutzgebietes in 
Kumberg.

74. Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 28. Juli 2009 über die Aufhebung einer Verordnung des Bür-
germeisters und des Stadtsenates der Stadt Graz.

71.

Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern über die gemeinsame 
Förderung der 24-Stunden-Betreuung

Der Landtag Steiermark hat nachstehende Vereinbarung genehmigt:

Der Bund, vertreten durch die Bundesregierung, und die Länder, jeweils vertreten durch die Landeshaupt-
frau bzw. den Landeshauptmann, – im Folgenden Vertragsparteien genannt – sind übereingekommen, gemäß 
Art. 15a B-VG die nachstehende Vereinbarung zu schließen:

Artikel 1

Gegenstand der Vereinbarung

Die Vertragsparteien kommen überein, die 24-Stunden-Betreuung nach folgenden gemeinsamen Zielset-
zungen und Grundsätzen zu fördern:

1. Voraussetzungen zur Förderung einer 24-Stunden-Betreuung sind:

a) das Vorliegen eines Betreuungsverhältnisses im Sinne des Hausbetreuungsgesetzes, BGBl. I Nr. 33/2007, 
oder der Gewerbeordnung 1994, BGBl. Nr. 194, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 33/2007,

b) ein Anspruch auf Pflegegeld zumindest in Höhe der Stufe 3 nach dem Bundespflegegeldgesetz, BGBl. 
Nr. 110/1993, einem Landespflegegeldgesetz oder nach einer gleichartigen landesrechtlichen Regelung,

c) die Notwendigkeit einer bis zu 24-Stunden-Betreuung und 

d) eine Mindestausbildung der Betreuungspersonen als Maßnahme der Qualitätssicherung.

2. Es wird die Betreuung durch selbständige Personenbetreuer in der Höhe von 225 Euro und durch unselb-
ständige Betreuungskräfte in der Höhe von 800 Euro jeweils pro Monat auf Basis von mindestens zwei 
 Betreuungsverhältnissen gefördert. Im Einvernehmen der Vertragsparteien können davon abweichende 
Beträge festgesetzt werden.

3. Bei der Förderung können Einkommen und Vermögen der betreuten Person angemessen berücksichtigt 
 werden. Keinesfalls berücksichtigt wird:

– Vermögen in Form von Bargeld oder Geldeswert bis zu einem Betrag von zumindest 5.000 Euro,

– ein Eigenheim (eine Eigentumswohnung), das (die) der Befriedigung des angemessenen Wohnbedürf-
nisses der betreuten Person dient.

 Für die Berücksichtigung von Vermögen können einvernehmlich zwischen dem Bund und dem jeweiligen 
Bundesland abweichende Regelungen getroffen werden.
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Artikel 2

Gemeinsame Finanzierung und Kostenabrechnung

(1) Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass die österreichweiten Ausgaben den Gesamtbetrag von jähr-
lich 40 Mio. Euro nicht überschreiten. Sie verpflichten sich, unter Berücksichtigung der Ergebnisse des Finanz-
ausgleiches für den Zeitraum 1. Jänner 2008 bis 31. Dezember 2013 die Ausgaben wie folgt zu bedecken:

– Bund 60 (in Worten: sechzig) v. H.;

– Länder 40 (in Worten: vierzig) v. H.

(2) Die Verrechnung erfolgt auf Grund der tatsächlich geleisteten Beträge pro Bundesland. Die Vertragspar-
teien legen die entstehenden Kosten aus und verrechnen jährlich bis zum Ablauf des darauf folgenden Quartals 
nach Abs. 1 über die Verbindungsstelle der Bundesländer.

(3) Die Vertragsparteien stellen sich gegenseitig alle für die Kostenabrechnung relevanten Daten über Ver-
langen zur Verfügung.

(4) Nähere Durchführungsbestimmungen für die Abrechnung legen die Vertragsparteien im Einvernehmen 
fest.

Artikel 3

Verfahren und Leistungserbringung

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Förderungen im Rahmen der ihnen verfassungsrechtlich 
zugeordneten Kompetenzbereiche für die Gewährung von Pflegegeld abzuwickeln, sodass sich eine weitestmög-
liche Bündelung von Verfahren und eine Konzentration der Erbringung von Förderungen zu Gunsten der 
betreuten Personen ergeben.

(2) Die Verfahren, die in den Kompetenzbereich des Bundes fallen, werden vom Bundessozialamt durchge-
führt.

(3) Für die Abwicklung des Verfahrens können einvernehmlich zwischen dem Bund und dem jeweiligen 
Bundesland abweichende Regelungen getroffen werden.

(4) Die Vertragsparteien kommen überein, dafür Sorge zu tragen, dass Lücken bei der Förderung in Fällen 
von Kompetenzübergängen vermieden werden.

Artikel 4

Datenschutz

Die Vertragsparteien kommen überein, die für die Durchführung der Förderungen und für die Kostenab-
rechnung notwendigen datenschutzrechtlichen Voraussetzungen zu schaffen.

Artikel 5

Erfahrungsaustausch und Evaluierung

(1) Die Vertragsparteien kommen überein, im Rahmen des Arbeitskreises für Pflegevorsorge, der gemäß 
Artikel 12 der Vereinbarung zwischen dem Bund und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über gemeinsame Maß-
nahmen des Bundes und der Länder für pflegebedürftige Personen, BGBl. Nr. 866/1993, eingerichtet ist,

– ihre Erfahrungen über die Förderung der 24-Stunden-Betreuung auszutauschen, die von bundesweiter Be-
deutung sind oder die eine gemeinsame Vorgangsweise erforderlich erscheinen lassen, und

– allfällige Vorschläge für die Weiterentwicklung der Förderung der 24-Stunden-Betreuung zu erstatten.

(2) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Förderung der 24-Stunden-Betreuung regelmäßig zu evaluie-
ren.

Artikel 6

Inkrafttreten

(1) Diese Vereinbarung tritt rückwirkend mit 1. Jänner 2008 in Kraft, sobald 

1. die nach den Landesverfassungen erforderlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind und beim 
Bundeskanzleramt die Mitteilungen der Länder darüber vorliegen sowie

2. die nach der Bundesverfassung erforderlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind.

(2) Das Bundeskanzleramt hat die Vertragsparteien über die Mitteilungen nach Abs. 1 unverzüglich in 
Kenntnis zu setzen.

(3) Diese Vereinbarung ist auf Sachverhalte anzuwenden, die ab 1. Jänner 2008 verwirklicht werden.
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Artikel 7

Durchführung

(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, die in ihre Kompetenzbereiche fallenden Regelungen, die zur 
Durchführung dieser Vereinbarung erforderlich sind, umgehend nach Inkrafttreten dieser Vereinbarung in Kraft 
zu setzen.

(2) Jede Vertragspartei wird vor der Erlassung oder Änderung von Regelungen nach Abs. 1 den anderen 
Vertragsparteien Gelegenheit zur Stellungnahme geben.

Artikel 8

Änderung

Eine Abänderung dieser Vereinbarung ist nur schriftlich im Einvernehmen der Vertragsparteien möglich.

Artikel 9

Geltungsdauer, Kündigung

Diese Vereinbarung wird auf die Dauer von drei Jahren abgeschlossen. Die Vertragsparteien verzichten für 
diesen Zeitraum auf eine Kündigung. Ergibt die im Finanzausgleich für den Zeitraum 1. Jänner 2008 bis 
31. Dezember 2013 vorgesehene Evaluierung der Kosten keine zusätzliche finanzielle Belastung der Länder im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 1, verlängert sich die Geltungsdauer der Vereinbarung auf weitere drei Jahre.

Artikel 10

Hinterlegung

Diese Vereinbarung wird in einer Urschrift ausgefertigt. Die Urschrift wird beim Bundeskanzleramt 
 hinterlegt. Dieses hat den Ländern als gegenbeteiligten Vertragspartnern beglaubigte Abschriften der Verein-
barung zu übermitteln.

Diese Vereinbarung tritt gemäß ihrem Artikel 6 rückwirkend mit 1. Jänner 2008 in Kraft.

Landeshauptmann Vo v e s

72.

Gesetz vom 9. Juni 2009, mit dem das Steiermärkische Pflichtschulorganisations-Ausführungsgesetz 
2000 geändert wird

Der Landtag Steiermark hat in Ausführung des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/1962, zuletzt in 
der Fassung BGBl. I Nr. 116/2008, beschlossen:

 

Das Steiermärkische Pflichtschulorganisations-Ausführungsgesetz 2000 – StPOG, LGBl. Nr. 76/2000, zuletzt 
in der Fassung LGBl. Nr. 95/2008, wird wie folgt geändert:

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:

Nach dem Eintrag „§ 1a Führung ganztägiger Schulformen“ wird die Zeile „§ 1 b Sprachförderkurse“ einge-
fügt und der Eintrag „§ 3 a Sprachförderkurse“ gestrichen. Der § 3 erhält die Überschrift „Organisationsformen 
der Volksschulen“. Nach dem Eintrag „§ 7 Aufbau“ wird die Zeile „§ 7 a Organisationsformen der Hauptschulen“ 
eingefügt und der § 18 erhält die Überschrift „Organisationsformen der Polytechnischen Schulen“.

 2. Nach § 1 a wird folgender § 1 b eingefügt:

„§ 1 b

Sprachförderkurse

(1) In den Schuljahren 2008/09 und 2009/10 können Sprachförderkurse ab einer Schülerzahl von acht 
 Kindern eingerichtet werden, die die Aufgabe haben, Schülerinnen und Schülern von Volksschulen, Haupt-
schulen und Polytechnischen Schulen, die gemäß § 4 Abs. 2 lit. a des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. 
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Nr. 472/1986, in der Fassung BGBl. I Nr. 117/2008, wegen mangelnder Kenntnis der Unterrichtssprache als außer-
ordentliche Schülerinnen und Schüler aufgenommen wurden, jene Sprachkenntnisse zu vermitteln, die sie 
 befähigen, dem Unterricht der betreffenden Schulstufe zu folgen. Sie dauern ein Unterrichtsjahr und können 
nach Erreichen der erforderlichen Sprachkompetenz durch einzelne Schülerinnen und Schüler auch nach kürze-
rer Dauer beendet werden. Die Schülerinnen und Schüler können klassen-, schulstufen-, schul- und schulart-
übergreifend zusammengefasst werden.

(2) Über die Einrichtung von Sprachförderkursen entscheidet die Landesregierung nach Anhörung des 
Bezirksschulrates und des Schulerhalters.“

 

3. § 3 mit Überschrift lautet:

 „§ 3

Organisationsformen der Volksschulen

(1) Volksschulen sind als

1. vierklassige Volksschulen für die erste bis vierte Schulstufe oder

2. ein- bis dreiklassige Volksschulen für die erste bis vierte Schulstufe zu führen.

 (2) Die Volksschule ist in der Grundstufe I

1. mit getrenntem Angebot von Vorschulstufe (bei Bedarf) sowie 1. und 2. Schulstufe oder

2. mit gemeinsamer Führung von Schulstufen der Grundstufe I zu führen.

 (3) Volksschulen können nach den örtlichen Erfordernissen geführt werden:

1. als selbstständige Volksschulen oder

2. als Volksschulklassen, die einer Hauptschule oder Sonderschule angeschlossen sind, oder

3. als Expositurklassen einer selbstständigen Volksschule.

(4) Über die Organisationsform entscheidet nach den örtlichen Gegebenheiten die Landesregierung nach 
Anhörung des Schulforums, des Schulerhalters und des Bezirksschulrates (Kollegium). Hinsichtlich der Schul-
sprengel für angeschlossene Volksschulklassen gilt § 15 Abs. 5 des Steiermärkischen Pflichtschulerhaltungs-
gesetzes 2004, LGBl. Nr. 71/2004, in der geltenden Fassung, sinngemäß.“

 

4. § 3 a entfällt.

5. § 5 Abs. 1 erster Satz lautet:

 „(1) Die Zahl der Schülerinnen und Schüler in einer Volksschulklasse darf 25 nicht überschreiten, sofern mit 
den von der Landesregierung über die Bezirksschulräte zur Verfügung gestellten Lehrerwochenstunden im 
 Rahmen des Stellenplans das Auslangen gefunden wird, und 10 nicht unterschreiten; aus besonderen Gründen 
sind Abweichungen hievon zulässig.“

 

6. Nach § 7 wird folgender § 7 a mit Überschrift eingefügt:

„§ 7 a

Organisationsformen der Hauptschulen

Hauptschulen können nach den örtlichen Erfordernissen geführt werden:

1. als selbstständige Hauptschulen oder

2.  als Hauptschulklassen, die einer Volksschule, einer Sonderschule oder einer Polytechnischen Schule ange-
schlossen sind, oder

3.  als Expositurklassen einer selbstständigen Hauptschule. 

Hierüber entscheidet die Landesregierung nach Anhörung des Schulforums, des Schulerhalters und des Bezirks-
schulrates (Kollegium). Hinsichtlich der Schulsprengel für angeschlossene Hauptschulklassen gilt § 15 Abs. 5 des 
Steiermärkischen Pflichtschulerhaltungsgesetzes 2004, LGBl. Nr. 71/2004, in der geltenden Fassung, sinn-
gemäß.“
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 7. § 10 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Zahl der Schülerinnen und Schüler in einer Hauptschulklasse darf 25 nicht überschreiten, sofern mit 
den von der Landesregierung über die Bezirksschulräte zur Verfügung gestellten Lehrerwochenstunden im 
 Rahmen des Stellenplans das Auslangen gefunden wird, und soll 20 nicht unterschreiten; aus besonderen Grün-
den sind Abweichungen hievon zulässig. In Klassen, in denen Schülerinnen und Schüler ohne sonderpädago-
gischen Förderbedarf mit Schülerinnen und Schülern mit bescheidmäßig festgestelltem sonderpädagogischem 
Förderbedarf unterrichtet werden (Integrationsklasse), sollen nicht mehr als fünf Kinder mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf unterrichtet werden; dabei ist auf die Art und das Ausmaß der Behinderung sowie das 
Ausmaß des zusätzlichen Lehrereinsatzes Rücksicht zu nehmen.“

 

8. Im § 15 Abs. 1 wird die Zahl „15“ durch die Zahl „13“ ersetzt.

 

9. § 18 mit Überschrift lautet:

„§ 18

Organisationsformen der Polytechnischen Schulen 

 (1) Polytechnische Schulen können nach den örtlichen Erfordernissen geführt werden:

1. als selbstständige Polytechnische Schulen oder

2. als Klassen von Polytechnischen Schulen, die einer Volksschule, einer Hauptschule oder einer Sonderschule 
angeschlossen sind, oder

3. als Expositurklassen einer selbstständigen Polytechnischen Schule.

 (2) Über die Organisationsform entscheidet die Landesregierung nach Anhörung des Schulgemeinschafts-
ausschusses, des Schulerhalters und des Bezirksschulrates (Kollegium).“

 

10. § 20 Abs. 1 lautet:

 „(1) Die Zahl der Schülerinnen und Schüler in einer Klasse der Polytechnischen Schule darf 25 nicht über-
schreiten, sofern mit den von der Landesregierung über die Bezirksschulräte zur Verfügung gestellten Lehrer-
wochenstunden im Rahmen des Stellenplans das Auslangen gefunden wird, und soll 20 nicht unterschreiten, 
soweit nicht Abs. 2 Anwendung findet; aus besonderen Gründen sind Abweichungen hievon zulässig.“

11. Dem § 26 werden folgende Abs. 5 bis 8 angefügt:

„(5) Die Änderung des Inhaltsverzeichnisses über die Einfügung § 1 b und die Streichung des § 3a sowie 
die Einfügung des § 1 b und der Entfall des § 3 a und die Änderung des § 20 Abs. 1 durch die Novelle LGBl. 
Nr. 72/2009 treten mit 1. September 2008 in Kraft.

 (6) Die Änderungen des § 5 Abs. 1 erster Satz und des § 10 Abs. 1 durch die Novelle LGBl. Nr. 72/2009 treten 
hinsichtlich der ersten, zweiten und dritten Schulstufe sowie hinsichtlich der fünften, sechsten und siebenten 
Schulstufe mit 1. September 2009 und hinsichtlich der vierten Schulstufe sowie auf der achten Schulstufe mit 
1. September 2010 in Kraft.

(7) Die Änderung des Inhaltsverzeichnisses über die Änderung der Überschriften der §§ 3 und 18 und der 
Einfügung des § 7 a sowie die Änderungen des § 3 mit Überschrift, die Einfügung des § 7 a mit Überschrift und 
die Änderung des § 18 mit Überschrift durch die Novelle 72/2009 treten mit 1. September 2009 in Kraft.

 (8) Die Änderung des § 15 Abs. 1 durch die Novelle LGBl. Nr. 72/2009 tritt hinsichtlich der ersten, fünften 
und neunten Schulstufe mit 1. September 2008, hinsichtlich der zweiten und sechsten Schulstufe mit 1. Septem-
ber 2009, hinsichtlich der dritten und siebenten Schulstufe mit 1. September 2010 und hinsichtlich der vierten 
und achten Schulstufe mit 1. September 2011 in Kraft.“

 Landeshauptmann Landesrätin
 Vo v e s  Vo l l a t h
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73.

Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 
13. Juli 2009 über die Festlegung des Ortsbildschutzgebietes in 

Kumberg

Auf Grund des § 2 Ortsbildgesetz 1977, LGBl. Nr. 54/1977, zuletzt in 
der Fassung LGBl. Nr. 71/2001, wird verordnet:

§ 1

Schutzgebiet

Die in der Anlage  –  eine Planzeichnung im Maßstab 1 : 5.000 auf 
Grundlage der Digitalen Katastralmappe (DKM)  –  dargestellten Teile 
der Marktgemeinde Kumberg werden zum Schutzgebiet nach dem 
Ortsbildgesetz 1977 erklärt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser 
Verordnung.

§ 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag, 
das ist der 1. August 2009, in Kraft.

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s

/.
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Kundmachung der Steiermärkischen Landesregierung vom 28. Juli 2009 über die Aufhebung einer 
Verordnung des Bürgermeisters und des Stadtsenates der Stadt Graz

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und § 60 Abs. 2 VfGG 1953, BGBl. Nr. 85/1953, zuletzt in der Fassung BGBl. I 
Nr. 4/2008, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 2. Juli 2009, V 5/09-6, zu Recht erkannt:

Die Verordnung des Bürgermeisters und des Stadtsenates der Stadt Graz vom 15. Oktober 1999, Z A 10/1-I-
686/3-1999, wird als gesetzwidrig aufgehoben.

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s
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